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Entwurf einer Verordnung der Bundesministerin 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Kon- 
sumentenschutz über setting- und zielgruppen- 

spezifische Spezialisierungen in der Gesundheits- 
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pflege-Spezialisierungsverordnung 2026 - GuK- 

SV 2026); 

Begutachtung; 
Stellungnahme 
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Zu dem mit Schreiben vom 7. Jänner 2026 übermittelten Entwurf einer Verordnung der Bundesmi-
nisterin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz über setting- und zielgrup-
penspezifische Spezialisierungen in der Gesundheits- und Krankenpflege (Gesundheits- und Kran-

kenpflege-Spezialisierungsverordnung 2026 - GuK-SV 2026) wird wie folgt Stellung genommen: 

 

Im Allgemeinen: 

 

Die Zielsetzung der Gesundheits- und Krankenpflege-Spezialisierungsverordnung 2026 (GuK-SV 

2026), die Spezialisierungsausbildungen im gehobenen Dienst für Gesundheits- und Krankenpflege 

durch verbindliche Mindeststandards, klare Qualifikationsprofile und hochschulische Verankerung 

zu modernisieren und zu professionalisieren, wird begrüßt. 

 

Positive Aspekte: 

 

• Alle Spezialisierungen sind nach hochschulrechtlichen Regelungen durchzuführen. 

 

• Der erforderliche Kompetenzerwerb kann grundsätzlich mit der Mindestanforderung von 

60 ECTS-Anrechnungspunkten sichergestellt werden (davon entfallen mindestens 60 % auf 

theoretische und mindestens 25 % auf praktische Anteile). Durch den Wegfall kleinteiliger 

Angaben für das Praktikum erhöht sich der Spielraum zur Erreichung der Ausbildungsziele 

im praktischen Lernfeld. Es sollte jedoch darauf geachtet werden, dass die Hochschulen den 

Rahmen nicht zu weit fassen und nicht übermäßig viele ECTS-Anrechnungspunkte anstre-

ben. 
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• Es ist möglich, auch gestufte Lehrgänge mit Einzelabschlüssen anzubieten - dies ermöglicht 

einen modularen Aufbau. 

 

• Die Inhalte des Qualifikationsprofils zur Psychiatrischen Gesundheits- und Krankenpflege 

werden begrüßt, allerdings wäre die Ausweitung des Qualifikationsprofils auf spezifische 

Ausbildungsinhalte für Kinder- und Jugendpsychiatrie zu befürworten. 

 

• Spezialisierungsausbildungen müssen weiterhin auch für auf Sekundarstufe ausgebildete 

DGKP zugänglich sein. Es ist daher maßgeblich, dass auch im tertiären Bereich entsprechen-

de Ausbildungsangebote, etwa in Form akademischer Lehrgänge, geschaffen werden, die 

den Zugang für auf Sekundarstufe ausgebildete DGKP ermöglichen. 

 

Kritische Punkte: 

 

• Der spezialisierungsübergreifende erweiterte pflegerische Teil ist sehr umfangreich und zum 

Teil redundant zum Bachelorstudiengang GuK. Zielführend wäre es, bereits in der Über-

schrift darauf hinzuweisen, dass diese Qualifikationen mit Fokus auf den jeweiligen Fachbe-

reich zu interpretieren sind und daher eine unterschiedliche Vertiefung erfordern. 

 

• Eine Spezialisierungsausbildung kann auch als interprofessioneller Lehrgang angeboten 

werden. Grundsätzlich spricht nichts dagegen, jedoch stellt sich die Frage nach den zu absol-

vierenden Praktika. Es erscheint nicht sachgerecht, dass Angehörige anderer Gesundheits-

berufe Praktika in Spezialbereichen absolvieren. 

 

• Aus fachlicher Sicht ist kritisch festzuhalten, dass der Entwurf keine konkreten theoretischen 

und praktischen Inhalte definiert, die österreichweit einheitliche qualitätssichernde Maß-

nahmen in den jeweiligen Spezialisierungen gewährleisten (z. B. konkrete Themenfelder 

samt Stundenvorgaben). Im Entwurf fehlen zudem verbindliche Vorgaben zu einheitlichen 

Abschlussprüfungen sowie zu den mit dem Abschluss verbundenen Qualifikationen, Berufs- 

bzw. akademischen Titeln (z. B. „Akademische Expertin bzw. Akademischer Experte für In-

tensivpflege“). Diese fehlende Standardisierung begünstigt erhebliche Unterschiede inner-

halb des Bundesgebietes und führt zu einer ausgeprägten Heterogenität innerhalb der Be-

rufsgruppe. 

 

• Im gegebenen Zusammenhang wird angemerkt, dass die im Gesundheits- und Krankenpfle-

gegesetz vorgesehene 5-Jahres-Frist für die Nachholung einer Spezialisierungsausbildung 

für DKGP in Anbetracht des eklatanten Fachkräftemangels im psychiatrischen Pflege-

Bereich für kontraproduktiv erachtet und daher angeregt wird, für Mangelberufe (mit einer 

Übergangsbestimmung) die 5-Jahres-Regel auszudehnen bzw. temporär auszusetzen. 
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Zu den einzelnen Bestimmungen: 

 

Zu § 4 Abs. 3: 

 

§ 4 Abs. 3 sieht vor, dass praktische Übungen ohne Patientenkontakt (Dritter Lernort, Simulation) 

sowohl im Rahmen der theoretischen als auch der praktischen Ausbildung durchgeführt werden 

können. In den Erläuterungen zu §§ 4 bis 6 wird angemerkt, dass die praktischen Übungen durch 

Simulation maximal ein Drittel der Gesamtausbildungszeit ausmachen sollten. Aus fachlicher Sicht ist 

jedoch anzumerken, dass praktische Übungen ohne Patientenkontakt keine Fachpraxis ersetzen und 

nicht einem Praktikum gleichgestellt werden dürfen. Diese Übungen bzw. Simulationen sollen die 

theoretische und praktische Ausbildung ergänzen, können jedoch ein Praktikum und den damit ver-

bundenen wesentlichen Erkenntnisgewinn nicht vollständig ersetzen. Zudem erscheint ein Anteil 

von einem Drittel der Gesamtausbildungszeit sehr hoch angesetzt und könnte dazu führen, dass 

kaum Praktikumszeit im angestrebten Setting bzw. bei der jeweiligen Zielgruppe absolviert wird. 

Eine Einschränkung auf einen bestimmten Teil der theoretischen Ausbildung oder die Festlegung 

eines Mindestanteils praktischer Ausbildung mit Patientenkontakt wäre aus fachlicher Sicht sinnvol-

ler, um den ergänzenden Charakter der Simulation sicherzustellen. 

 

Zu § 6 Abs. 1: 

 

Es wird angemerkt, dass die Formulierung „facheinschlägige Berufserfahrung“ zu wenig konkret 

erscheint. Aus fachlicher Sicht wäre es notwendig, dass die Verordnung eine mehrjährige Berufser-

fahrung im jeweiligen setting- und zielgruppenspezifischen Spezialbereich vorsieht und den Begriff 

„mehrjährig“ näher definiert. Die Voraussetzung der „pädagogisch-didaktischen Eignung“ sollte den 

anerkannten Ausbildungen gemäß der Gesundheits- und Krankenpflege-Lehr- und Führungsaufga-

ben-Verordnung (GuK-LFV) entsprechen. Weiters sollten aus fachlicher Sicht mindestens zwei Lehr-

personen über einen Qualifikationsnachweis in der jeweiligen Spezialisierung verfügen, damit auch 

bei Abwesenheiten eine entsprechende Qualitätskontrolle sichergestellt bleibt. 

 

Zu § 6 Abs. 2: 

 

Es wäre zu hinterfragen, welche Personen als „fachkompetent“ anzusehen sind. Personen mit einer 

mindestens „einjährigen facheinschlägigen Berufserfahrung“ entsprechen laut pädagogisch-

fachlicher Einschätzung einem „Neuling/Anfänger“ und sollten nicht zur praktischen Ausbildung in 

Spezialbereichen herangezogen werden. Daher wäre die Anleitung von einer fachkompetenten Per-

son mit mindestens 3 Jahren Berufserfahrung im Sinne einer hohen Pflegequalität erforderlich. 

 

Zu § 6 Abs. 3 und 4: 

 

Die „einjährige facheinschlägige Berufserfahrung“ wird aus fachlicher Sicht als unzureichend erach-

tet. Wie bereits zu § 6 Abs. 2 ausgeführt, ist eine mindestens dreijährige facheinschlägige Berufser-

fahrung für eine qualitätsgesicherte Ausbildung, vor allem im Hinblick auf die Patientensicherheit, 

notwendig. Der in § 6 Abs. 4 angeführte Ausbildungsschlüssel von 1:3 ist aus fachlicher Sicht nur mit 

dem verpflichtenden Einsatz einer ausgebildeten Praxisanleitung umzusetzen, um eine qualitätsvolle 

Ausbildung zu gewährleisten. Es muss sichergestellt sein, dass die Anleitung im Rahmen des Ausbil-

dungsschlüssels durch eine DGKP mit facheinschlägiger Spezialisierung sowie mit einer zusätzlichen 

Weiterbildung „Praxisanleitung“ oder einer gleichwertigen Qualifikation erfolgt. Die Formulierung 
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des § 6 Abs. 4 im vorliegenden Verordnungsentwurf erscheint diesbezüglich nicht konkret und aus-

reichend genug. 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Birgit Eisler 

Senatsrätin 

 

 

 

 

Ergeht an: 

1. alle Ämter der Landesregierungen 

2. Verbindungsstelle der Bundesländer 

3. MA 40 (MA40-GR-95899-2026) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

4. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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